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Drucksache V/2419 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. Dezember 1967 

II/l — 68070 — 6356/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar/Finanzpolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats über den Beitrag des EAGFL zur 
Behebung der in Italien im Jahre 1967 durch die afrika- 
nische Schweinepest verursachten Schäden. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 6. Dezem- 
ber 1967 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen; die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Bechlußfassung durch den Rat ist 
noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Univcrsitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über den Beitrag des EAGFL zur Behebung der in Italien im 
Jahre 1967 durch die afrikanische Schweinepest verursachten 

Schäden 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Schweinebestand Italiens ist durch die im 
Jahre 1967 aufgetretene afrikanische Schweinepest 
zurückgegangen. 

Bei dieser Viehseuche handelt es sich um eine 
exotische Krankheit, die sich nicht nach den her- 
kömmlichen Methoden diagnostizieren und bekämp- 
fen läßt und mithin eine ernste Gefahr für den ge- 
samten Viehbestand der Gemeinschaft darstellt. 

Die Schäden für die Schweinehalter sind so groß, 
daß sie in vielen Fällen von ihnen nicht allein aus 
eigenen Mitteln behoben werden können. 

Es erscheint notwendig, die Anstrengungen der 
Gemeinschaft zugunsten der Forschung auf dem Ge- 
biet der afrikanischen Schweinepest zu verstärken, 
um einer neuen Seuchenbedrohung wirksamer ent- 
gegentreten zu können. 

Die Gemeinschaft hat beschlossen, zur Wiederher- 
stellung des Schweinebestandes Hilfe zu leisten; hier- 
zu sollen verfügbare Mittel des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Ausrichtung, eingesetzt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Abweichend von den Artikeln 13 bis 22 der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG des Rats vom 5. Fe- 
bruar 1964 über die Bedingungen für die Beteiligung i 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft wird aus den Mitteln der 
Abteilung Ausrichtung des Fonds (Verbuchungs- 
zeitraum 1966/67) zum Ausgleich der Ausgaben, die 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 vom 
27. Februar 1964, S. 586/64 


zur Behebung der in Italien im Jahre 1967 durch 
die afrikanische Schweinepest verursachten Schäden 
geleistet worden sind, an die Italienische Republik 
ein Höchstbetrag von 3 880 000 Rechnungseinheiten 
gezahlt, soweit die geleisteten Ausgaben die Wie- 
derherstellung des Schweinebestandes betreffen. 

(2) Die Italienische Republik legt der Kommis- 
sion vor dem 31. Oktober 1968 zur Ausschöpfung 
des in Absatz (1) genannten Betrages einen oder 
mehrere Auszahlungsbeträge vor; diesen Anträgen 
müssen Belege beigefügt sein, die die in Absatz (1) 
bezeichneten Ausgaben betreffen. 

Die Italienische Republik legt der Kommission 
außerdem vor dem ersten Auszahlungsantrag einen 
Bericht über die gesundheitspolizeilichen Maßnah- 
men vor, die zur Bekämpfung der afrikanischen 
Schweinepest an Ort und Stelle eingeleitet worden 
sind, und über die hierdurch entstehenden Kosten. 
Dieser Bericht muß insbesondere eine Spezifikation 
derjenigen Kosten enthalten, die durch die von den 
italienischen Behörden im Rahmen dieser Bekämp- 
fung angeordnete Schlachtung von Schweinen ent- 
standen sind. 

Artikel 2 

(1) Abweichend von den Artikeln 1 1 bis 22 der Ver- 
ordnung Nr. 17/64/EWG wird der Italienischen Re- 
publik aus den Mitteln der Abteilung Ausrichtung des 
Fonds (Verbuchungszeitraum 1966/67) zum Aus- 
gleich der von diesem Mitgliedstaat geleisteten Aus- 
gaben für Forschungsmaßnahmen, die sich auf Mittel 
zur Bekämpfung der afrikanischen Schweinepest be- 
ziehen, ein Höchstbetrag von 120 000 Rechnungs- 
einheiten gezahlt. 

(2) Die italienische Regierung und die Gemein- 
schaft, vertreten durch die Kommission, stellen vor 
dem 1. April 1968 gemeinsam das Programm zur 
Ausführung der in Absatz (1) bezeichneten For- 
schungsmaßnahmen auf. 

Alle in Ausführung oder im Rahmen des vor- 
stehend genannten Programms gewonnenen Kennt- 
nisse stellt die italienische Regierung der Gemein- 
schaft zur Verfügung. Die in Durchführung dieses 
Programms gemachten patentfähigen Erfindungen 
werden Eigentum der Gemeinschaft. 
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(v3) Die Italienische Republik legt der Kommis- 
sion vor dem 31. Dezember 1969 zur Ausschöpfung 
des in Absatz (1) genannten Betrages einen oder 
mehrere Auszahlungsanträge vor; diesen Anträgen 
müssen Belege beigefügt sein, die die zur Durch- 
führung des in Absatz (2) bezeichneten Programms 
geleisteten Ausgaben betreffen. 


Artikel 3 

Die Kommission entscheidet über die Anträge ge- 
mäß Artikel 1 und 2 spätestens zwei Monate nach 
Eingang der für die Entscheidung erforderlichen 
Unterlagen. 


Artikel 4 

Die Italienische Republik hat zu den geltenden 
Bedingungen und in gleicher Weise wie die übrigen 
Mitgliedstaaten Anspruch auf die verbleibenden 
Mittel der Abteilung Ausrichtung des Fonds. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Bekämpfung der afrikanischen Schweinepest, 
einer Viehseuche exotischen Charakters, die für die 
gesamte Gemeinschaft eine ernste Bedrohung dar- 
stellt, hat sich insbesondere wegen der noch wenig 
bekannten Art ihrer Übertragung, des Fehlens wirk- 
samer Behandlungsmittel und Impfstoffe und der 
Schwierigkeiten bei der diagnostizierenden Unter- 
scheidung zwischen der afrikanischen und der im 
Gebiet der Gemeinschaft bereits erheblich verbrei- 
teten klassischen Schweinepest, als besonders 
schwierig erwiesen. 

Der Ausgang der Krankheit ist fast immer tödlich. 
Das einzige unmittelbare und wirksame Mittel, ihre 
Ausbreitung zu verhindern, besteht in der systema- 
tischen Tötung und Vernichtung der befallenen oder 
krankheitsverdächtigen Tiere. 

Dementsprechend hat sich infolge der Ausbreitung 
der Seuche während des Jahres 1967 der Schweine- 
bestand Italiens spürbar verringert. 

Die hieraus resultierenden Schäden für die Schweine- 
halter sind so groß, daß sie in vielen Fällen von 
ihnen nicht aus eigenen Mitteln behoben werden 
können. 

Die Gemeinschaft hat deshalb, von solidarischem 
Geiste erfüllt, beschlossen, zur Wiederherstellung 
des Schweinebestandes in Italien beizutragen ^). Zur 
Erhöhung der Wirksamkeit der Maßnahmen zur Be- 
kämpfung der Seuche unterstützt die Gemeinschaft 
des weiteren die Forschungsmaßnahmen, die die 
Italienische Republik im Rahmen des gemeinschaft- 
lichen Forschungsprogramms unternehmen wird. 


Ü Siehe Erklärung des Rats, niedergelegt im Protokoll 
über die Sitzung am 23724. Oktober 1967 
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